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Zurück zu soliden Haushalten - solidarisch, grün und wirtschaftspolitisch vernünftig
Kerstin Andreae, wirtschaftspolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen

Die europäische Schuldenkrise zeigt, wie wichtig solide Haushaltspolitik ist. Wir werden Ein-
nahmen und Ausgaben wieder in ein belastbares Verhältnisses bringen und so Handlungsfä-
higkeit für wichtige Investitionen in Klima, Bildung und Gerechtigkeit wieder gewinnen. Dabei
nehmen wir die Kassenlage von Bund, Ländern und Kommunen gleichermaßen in den Blick.
Wir machen seriöse Vorschläge, die die Investitionskraft der öffentlichen Haushalte stärken,
aber auch den Schuldenstand auf ein verträgliches Maß zurückführen. Derzeit stehen die öf-
fentlichen Haushalte mit über 2 Billionen Euro in der Kreide, das sind mehr als 80% der jährli-
chen Wirtschaftsleistung.

Angela Merkel tut, als sei die Eurokrise allein durch Spar-Gebote für andere Länder zu bewäl-
tigen, während sie im eigenen Land den Besserverdienenden Steuersenkungen verspricht. Die
Bundesregierung macht 2012 sogar 5 Mrd. Euro mehr Schulden als 2011. Insgesamt fehlen
2012 über 26 Milliarden Euro trotz sprudelnder Steuereinnahmen. Sie hat keine Antwort, wie
sie mehr Kinderbetreuung, mehr Bildung und die Energiewende finanzieren will.

Gesamtbelastung transparent darstellen
Wir legen einen soliden Gegenentwurf vor. Im Gegensatz zur Bundesregierung benennen wir
die unpopulären Notwendigkeiten, die sich aus der Finanz- und Eurokrise ergeben ehrlich und
offen. Wir wollen die strukturellen Probleme in den öffentlichen Haushalten mit einem Drei-
klang aus Subventionsabbau, Ausgabenkürzungen und Einnahmeerhöhungen angehen. Dabei
legen wir großen Wert auf eine grüne Handschrift, eine gerechte Verteilung von Belastungen
nach der Leistungsfähigkeit und die Bewahrung der Investitionsfähigkeit der Betriebe, insbe-
sondere im Mittelstand. Dabei müssen wir Mehrbelastungen in ihrem Zusammenwirken be-
trachten. Wir werden deshalb eine nachvollziehbare Darstellung erarbeiten, wie sich unsere
Vorschläge in ihrer Gesamtheit auf die Einzelnen auswirken.

Bei den Einsparungen auch „dicke Bretter“ bohren
Wir sparen bei Rüstung, bei der Bundeswehr und bei der überdimensionierten Bundeswasser-
straßenverwaltung. Mehr Effizienz beim Steuervollzug, bei den sozialen Sicherungssystemen
und bei der Verwaltung des Kindergeldes spart knappe Steuergelder. Die Reform der Beam-
tenpensionen und Beihilfen steht ebenso an, wie das ausufernde System der Wirtschaftsförde-
rung zu durchforsten und effizienter zuzuschneiden. Insgesamt ergeben sich 5 Mrd. Euro Ein-
sparungen.

Mit Subventionsabbau auch die ökologische Verschuldung senken
Wer einen spritfressenden Geländewagen als Dienstwagen fährt, soll dafür nicht länger mit bis
zu 15.000 Euro1 aus der Staatskasse belohnt werden. Durch den Abbau ökologisch schädli-
cher Subventionen werden weitere 10 Mrd. Euro zusätzlich eingenommen. Wir streichen 4,5
Mrd. Euro Subventionen bei der Mehrwertsteuer z.B. für Hotelübernachtungen und senken die
Fehlanreize beim Ehegattensplitting um 3,5 Mrd. Euro. Denn das Ehegattensplitting begünstigt
allein die Ehe, unabhängig davon, ob dort Kinder leben und setzt negative Erwerbsanreize für
Frauen. Der vorgeschlagene Subventionsabbau erbringt den größten Anteil der Senkung der
Neuverschuldung. Subventionsabbau bedeutet für die Betroffenen zusätzliche Belastungen,
diese werden wir bei der o.g. Darstellung der Gesamtbelastung für die Bürgerinnen, Bürger
und Unternehmen berücksichtigen.

Einnahmen gerecht und mit wirtschaftspolitischem Augenmaß stärken
Sparen und Subventionen abbauen reichen nicht aus, um die Haushalte wieder auf eine solide
Grundlage zu stellen. Deshalb wollen wir auch die Steuerbasis von Bund, Ländern und Ge-
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meinden stärken. Dabei folgen wir dem Grundsatz, dass starke Schultern schwerere Lasten
tragen können.

Wir senken die Steuern für Normalverdiener durch die Anhebung des Grundfreibetrags auf
8.500 Euro. Bei einem Bruttomonatslohn von 1.300 Euro sind das pro Jahr 104 Euro mehr
Netto im Portemonnaie. Im Gegenzug verlängern wir den Steuertarif im oberen Einkommens-
bereich vom derzeitigen Spitzensteuersatz von 42% bis zum neuen Spitzensteuersatz von
49%. Dieser gilt ab zu versteuernden Einkommen von 80.000 Euro. Ein solches Einkommen
wird um 1.187 Euro höher belastet. Für die öffentlichen Haushalte ergibt sich ein Plus von 2,5
Mrd. Euro.

Wenn Unternehmen ihre Gewinne investieren, soll dies aber weiter begünstigt besteuert wer-
den. Wir werden diese sogenannte„Thesaurierungsbegünstigung“ sogar ausbauen. Zudem
wollen wir kleine und mittlere Betriebe bei Bürokratie und bei Innovation entlasten. Weil sie bei
der Forschung zu wenig unterstützt werden, wollen wir Unternehmen mit bis zu 250 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern steuerlich fördern. Die Sofortabschreibung für geringwertige Wirt-
schaftsgüter wollen wir vereinfachen und damit Bürokratie abbau.

Unsere steuerpolitischen Vorschläge wollen wir in ein international wettbewerbsfähiges Unter-
nehmenssteuerkonzept einbetten. Dabei planen wir die hochkomplizierte Abgeltungssteuer
abzuschaffen. Für Dividenden und Veräußerungsgewinne gilt wieder das
Teileinkünfteverfahren, damit es nicht zu Doppelbesteuerungen kommt. Dadurch beenden wir
die Privilegierung von hohen Kapitaleinkommen, entlasten Kleinaktionäre und beenden die
steuerliche Privilegierung von Fremdkapital gegenüber Eigenkapitalfinanzierung. Diese Sys-
temumstellung erbringt zusätzliche Steuereinnahmen in Höhe von rd. 1,5 Mrd. Euro.

Für mehr Bildungs- und Chancengerechtigkeit wollen wir die schwarzgelben Beschlüsse, die
reiche Erbinnen und Erben begünstigen, rückgängig machen und bei der Erbschaftssteuer ein
Niveau in etwa der USA erreichen. Dies führt zu zusätzlichen Einnahmen von 4,5 Mrd. Euro.

Bund, Länder und Kommunen gleichermaßen auf solide Basis stellen
Unsere Vorschläge kommen den klammen Ländern zunächst mit knapp 11 Mrd. Euro zugute.
Die Kommunen erhalten fast 2 Mrd. Euro, wobei hier weder eine reformierte Grundsteuer noch
die kommunale Wirtschaftsteuer berücksichtigt sind, die die kommunalen Haushalte weiter
entlasten können.

Schuldenabbau mit einer Vermögensabgabe voranbringen
Die Neuverschuldung zu senken, ist nur eine Seite der Medaille. Die Finanzkrise hat 100 Mrd.
Euro neue Schulden angehäuft. Wir sind die einzige Partei, die einen Plan zum Abbau vorlegt.
Dafür erheben wir eine Vermögensabgabe. Über 10 Jahre sollen Vermögen über 1 Mio. Euro
1,5% als Abgabe bezahlen. Kleinere bis mittelgroße Unternehmen werden durch einen Freibe-
trag von 5 Mio. Euro besonders geschützt. Nach Berechnungen des DIW wird die Vermögens-
abgabe weniger als ein Prozent der Deutschen belasten. Das sind rund 330.000 Personen.

Bürger und Unternehmen sind nicht die Zahlmeister sondern die Akteure des Wandels
Nie war der Wille und die Bereitschaft zu Veränderung so groß. Bei der Umgestaltung der Fi-
nanzmärkte, bei der Energiewende – die Gesellschaft ist bereit für die Veränderung. Es sind
wir Grünen, die Wege für diese Veränderungen aufzeigen. Wir können diesen Weg aber nur
gemeinsam gehen – mit der Gesellschaft – und mit der Wirtschaft. Wir wissen, dass wir mit
unseren Vorschlägen den Bürgern und Unternehmen einiges abverlangen. Wir werden des-
halb genau darauf achten, dass die Gesamtbelastung gerecht verteilt und wirtschaftlich ver-
nünftig ist. Denn die Bürgerinnen und Bürger aber auch die Vielzahl von kleinen und mittleren
Unternehmen sind nicht die Zahlmeister, sondern die wichtigsten Akteure des Wandels zu ei-
ner ökologisch-sozialen Marktwirtschaft.
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